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Stadt Bramsche 

 
 

 
Protokoll 

über die 6. Sitzung des Rates 
vom 21.06.2017 

Muesum und Park Kalkriese 
 

 
Anwesend: 
 

Bürgermeister 
Herr BGM Heiner Pahlmann  

Mitglieder SPD-Fraktion 
Herr Helmut Bei der Kellen  
Herr Ralf Bergander  
Herr Stephan Bergmann  
Frau Roswitha Brinkhus  
Herr Maximilian Busch  
Frau Annegret Christ-Schneider  
Herr Alexander Dohe  
Herr Karl-Georg Görtemöller  
Frau Bianka Grauert  
Frau Anke Hennig  
Herr Klaus Kossak  
Herr Christian Lübbe  
Frau Anette Marewitz  
Herr Oliver Neils  
Herr Torsten Neumann  
Frau Silke Schäfer  
Herr Horst Sievert  

Mitglieder CDU-Fraktion 
Herr Gert Borcherding  
Frau Monika Bruning  
Herr Jan-Gerd Bührmann  
Herr Rainer Höveler  
Herr Heiner Hundeling  
Frau Imke Märkl  
Frau Elisabeth Nagels  
Herr Andreas Quebbemann  
Herr Ernst-August Rothert  
Frau Katrin von Dreele  

Mitglieder Fraktion B 90/DieGrünen 
Herr Michael Kruse  
Frau Barbara Pöppe  
Herr Dieter Sieksmeyer  
Herr Dr. Marius Thye  
Frau Miriam Thye  
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Mitglieder FDP-Fraktion 
Herr Jan Beinke  
Herr Jürgen Kiesekamp  
Frau Anette Staas-Niemeyer  

Mitglieder Fraktion Die LINKE 
Herr Bernhard Rohe  

Verwaltung 
Frau Sonja Bodensiek  
Frau Ruth Große-Brauckmann  
Herr ESTR Ulrich Willems  

Protokollführerin 
Frau Anna Maria Wernsing  
 
 
Abwesend: 

Mitglieder CDU-Fraktion 
Herr Sascha Kollenberg  

Mitglieder Fraktion Die LINKE 
Herr Josef Riepe  
 
 
Beginn: 18:50 Uhr   Ende: 20:10 Uhr 
 
Tagesordnung: 
ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 1   Feststellung der Beschlussfähigkeit   

 2   Ergänzung/Feststellung der Tagesordnung   

 3   Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 
16.05.2017 

  

 4   Bericht des Bürgermeisters   

 5   Einwohnerfragestunde   

 6   Neufassung der Abwasserbeseitigungssatzung der 
Stadt Bramsche - Abwasserbeseitigungsbetrieb 

WP 16-21/0143  

 7   Bebauungsplan Nr. 79 "Zwischen Lutterdamm und 
Rijswijker Straße", mit örtlichen Bauvorschriften, 6. 
Änderung 
- Satzungsbeschluss gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) 
- Bezugsvorlagen Nr. WP 16-21/0106 

WP 16-21/0150  

 8   Antrag CDU-Fraktion - Aufhebung Baumschutzsatzung WP 16-21/0141  

 9   Beantwortung von Anfragen   

 10   Anfragen und Anregungen   

 11   Einwohnerfragestunde   
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ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
TOP  1 Feststellung der Beschlussfähigkeit  
 
RV Brinkhus begrüßt die Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest.  
 
 
TOP  2 Ergänzung/Feststellung der Tagesordnung  
 
RV Brinkhus bittet darum, dass die Aufsichtsratssitzung in Zukunft eine Stunde eher beginnen soll, 
damit sich nicht alle anderen Sitzungen verschieben. 
 
RM Quebbemann bittet um eine Schweigeminute für den kürzlich verstorbenen Ehrenbürger 
Europas. 
 
RV Brinkhus bittet die Anwesenden, sich von den Plätzen zu erheben. Es folgt eine Schweigeminute 
in Gedenken an Helmut Kohl. 
  
 
 
TOP  3 Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 

16.05.2017 
 

 
RM  Quebbemann weist darauf hin, dass es auf Seite 7, TOP 8, logisch heißen muss: 
„Die Beantwortung werde spätestens zur nächsten Ratssitzung vorliegen.“ 
Des Weiteren müsse auf Seite 6, TOP 7, ergänzt werden, dass er daran erinnert hat, dass zu diesem 
Thema ein Arbeitskreis des Rates tagte. In diesem haben die Vertreter der Politik ein einstimmiges 
Votum für den Neubau abgegeben. Ausdrücklich bedankt er sich für die gute Zusammenarbeit mit 
dem ebenfalls dazu geladenen Ortsbürgermeister von Achmer. 
 
RV Brinkhus lässt über die Genehmigung des Protokolls vom 16.05.2017 abstimmen. 
 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig 
 
 
TOP  4 Bericht des Bürgermeisters  
 
./.  
 
 
TOP  5 Einwohnerfragestunde  
 
./.  
 
 
TOP  6 Neufassung der Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt 

Bramsche - Abwasserbeseitigungsbetrieb 
WP 16-21/0143 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die der Vorlage anliegende Neufassung der Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Bramsche wird 
beschlossen. 
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RM Sieksmeyer  berichtet, dass er die alte mit der neuen Satzung verglichen und Unterschiede 
festgestellt hat. Der Inhalt der §§ 12 a, 13 a Abs. 1 u. 4  aus der alten Abwasserbeseitigungssatzung 
würden nicht mehr in der neuen, nun vorliegenden Satzung auftauchen. Bei diesen Paragraphen 
handele es sich um Regelungen zum Umgang mit verunreinigtem Niederschlagswasser und unter 
anderem um den Anschluss – u. Benutzungszwang an die öffentliche Abwasserbeseitigung von 
Gewerbe- u. Industriegebieten. Die genannten Regelungen hält er für sehr wichtig und fragt, wo 
diese in der neuen Satzung zu finden seien. 
 
Herr Brüggemann erklärt, man habe sich bei der Neugestaltung der Abwasserbeseitigungssatzung an 
der Mustersatzung des Ministeriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz in Abstimmung mit den 
Kommunalen Spitzenverbänden orientiert. Die alte Satzung habe man dringend ändern müssen, da 
hiervon keine Rechtssicherheit ausgehe. 
 
RM Sieksmeyer fragt, warum in der alten Satzung diese Regelungen nicht aufgenommen wurden. 
 
RM Kiesekamp berichtet, dass darüber bereits ausführlich diskutiert worden ist, woraufhin schon 
eine Änderung aufgenommen wurde. In Industrie- und Gewerbegebieten sei schon durch die 
Baugenehmigung festgelegt, wohin das Oberflächenwasser abzuleiten ist. Hier gebe es teilweise 
Auffangbecken, wie z.B. in Achmer. 
 
RM Neils regt an, dass die Vorschläge von RM Sieksmeyer den Fraktionsvorsitzenden zugeschickt 
werden und in der nächsten Fraktionsvorsitzendenrunde besprochen werden. Da diese Entscheidung 
nicht eilt, könne man dies auch in der nächsten Ratssitzung beschließen. 
 
BGM Pahlmann schlägt vor, zunächst über diese Satzung zu beschließen. Bei Bedarf könne man durch 
Ratsbeschluss Änderungen vornehmen. 
 
RM Quebbemann ist der Auffassung, dass der Bezug auf eine Mustersatzung nicht immer optimal sei. 
Daher habe man damals für die Haupt- und Geschäftsordnung auch eine individuelle Lösung gewählt.  
 
RM Rohe stimmt der Vertagung des Tagesordnungspunktes zu.  
 
RM Quebbemann regt an, in Zukunft eine Synopse mit allen Änderungen vorzulegen, damit sofort 
deutlich wird, an welcher Stelle die Satzung geändert wurde. 
 
RM Neils stellt den Antrag, den Tagesordnungspunkt 6 von der Tagesordnung zu nehmen. 
 
RV Brinkhus lässt über den Antrag der Vertagung des Tagesordnungspunktes 6, „Neufassung der 
Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Bramsche“ abstimmen. 
 
Abstimmungsergebnis:  34 Stimmen dafür 
    3 Enthaltungen 
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TOP  7 Bebauungsplan Nr. 79 "Zwischen Lutterdamm und 

Rijswijker Straße", mit örtlichen Bauvorschriften, 6. 
Änderung 
- Satzungsbeschluss gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) 
- BezugsvorlagenNr. WP 16-21/0106 

WP 16-21/0150 

 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Im Rahmen des Planverfahrens  wurden keine Anregungen und Hinweise vorgebracht.  
 

2. Der Bebauungsplan Nr. 79 „Zwischen Lutterdamm und Rijswijker Straße“ mit örtlichen 
Bauvorschriften, 6. Änderung, wird gemäß § 10 BauGB in der vorliegenden Fassung als 
Satzung beschlossen, zudem die beigefügte Begründung. 

 
RV Brinkhus lässt über den o.g. Beschlussvorschlag abstimmen. 
 
Abstimmungsergebnis:   Einstimmig  
 
 
TOP  8 Antrag CDU-Fraktion - Aufhebung Baumschutzsatzung WP 16-21/0141 
 
RM Quebbemann erläutert, warum die CDU-Fraktion den Antrag zur Aufhebung der 
Baumschutzsatzung gestellt hat. Die Antragstellung erfolgte bewusst ganz früh Anfang Mai. Hätte 
man sich seitens der SPD-Fraktion damit befassen wollen, wäre ein Gegenvorschlag gemacht oder 
eine Modifizierung der Satzung vorangebracht worden. Dies sei nicht geschehen. In allen Städten und 
Gemeinden im gesamten Landkreis Osnabrück wachsen Bäume in den Gärten, und 20 von 21 
Kommunen haben keine Baumschutzsatzung. Nur in der Stadt Bramsche muss, um einen Baum auf 
eigenem Grund und Boden zu fällen, ein an enge Voraussetzungen geknüpfter Antrag gestellt 
werden, da mittels der Baumschutzsatzung regulierend eingegriffen wird. Dass laut der 
Beantwortung der Anfrage, für die Pflege und Unterhaltung der Gartengrundstücke die Beseitigung 
anfallender Laubmengen nur eine untergeordnete Rolle spiele, sei gegenüber den älteren 
Mitmenschen, die über viele große Bäume verfügen, schwer zu vermitteln. Des Weiteren werde 
immer von Bürokratieabbau und Verschlankung der Verwaltung gesprochen, mit der Abschaffung 
der Baumschutzsatzung könne man genau dies erreichen. Darüber hinaus sei ein alter Baumbestand 
ggfls. auch ein wertbildender Faktor und die gesellschaftliche Stimmung sei jetzt eine andre als noch 
vor einigen Jahren. Man freue sich eher über einen alten Baumbestand beim Erwerb eines 
Grundstückes. Die CDU-Fraktion habe mehrmals nach der Rechtmäßigkeit der Satzung gefragt, 
insbesondere nach Klageverfahren. Nun stelle sich heraus, dass die Stadt Bramsche bereits ein 
Klageverfahren verloren habe. Das Verwaltungsgericht vertrat hier die Auffassung, dass die 
Zuständigkeit für die Ersatzpflanzung nicht gegeben sei. Er fragt an, warum hierüber nichts in der 
Beantwortung zu lesen gewesen sei. 
 
RM Neils stimmt den grundsätzlichen Überlegungen von RM Quebbemann zu. Er gibt bekannt, dass 
man sich gemeinsam in den nächsten Wochen zum Thema Baumschutzsatzung zusammensetzen 
werde, um anschließend eine veränderte Baumschutzsatzung zu präsentieren. Das Thema 
Bürokratieabbau soll auch eine Rolle spielen. Ob dies nun zwei Monate früher oder später erfolgt, 
halte er für einerlei.   
 
RM Rohe erklärt, dass eine Modifikation der Baumschutzsatzung auch eine Abschaffung bedeuten 
kann, aus diesem Grunde gehe man ergebnisoffen an diese Diskussion heran. 
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RM Sieksmeyer schließt sich dem Vorschlag vom RM Neils an, die Baumschutzsatzung interfraktionell 
zu beraten. Eine Abschaffung käme jedoch nicht in Frage, eine Modifizierung und Verbesserung 
jedoch wohl. Er geht auf die Argumentation der CDU-Fraktion für die Abschaffung der 
Baumschutzsatzung ein. Dass sich die Baumschutzsatzung nicht bewährt habe, könne man seiner 
Auffassung nach nicht behaupten. Die Baumschutzsatzung habe sich bewährt, weil mit in den letzten 
Jahren 59 Fälle bearbeitet wurden. Dies allein zeige schon, dass die Baumschutzsatzung im 
Bewusstsein der Bevölkerung angekommen ist. Ferner habe sich die Satzung bewährt, weil mit ihr 
der städtische Lebensraum in seiner Bedeutung für den Erhalt von Flora und Fauna erkannt wird. Ein 
weiteres Argument war, dass die Satzung zum vorzeitigen Fällen junger Bäume führe. Hierfür gebe es 
jedoch keine verifizierbaren Beweise. Ein weiterer Grund der genannt worden ist, sei die 
unangemessene Berücksichtigung von Härtefällen. Dieses Argument sei auch nicht haltbar, da von 59 
Anträgen auf Befreiung von der Baumschutzsatzung in 42 Fällen eine Genehmigung erteilt wurde. 
Alle anderen Fälle wurden im Verwaltungsausschuss entschieden. Auch dass es durch die 
Baumschutzsatzung zu einem vorzeitigen Fällen von Bäumen käme, sei nicht belegt worden. Seit es 
diese Baumschutzsatzung gebe, habe man 100 Hektar Naturfläche in Anspruch genommen. Teilweise 
könne man diese Naturflächen, wie z.B. im Gewerbegebiet in Schleptrup zu 90 % versiegeln. Daher 
sei es wichtig, den Rest der Naturflächen zu sichern, nicht nur durch Ausgleichsmaßnahmen, sondern 
auch durch die Baumschutzsatzung. Eine unangemessene Einschränkung der Eigentumsrechte, wie 
im Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt erläutert, wird nicht gesehen. 
 
RM Bührmann sieht ein Gerechtigkeitsproblem bei der Baumschutzsatzung für diejenigen, die viele 
große Bäume besitzen. Diese Bürger werden durch die Satzung bestraft. Andere Bürger, die ihre 
Gärten schottern, würden nichts für die Umwelt tun.  Diese Bürger müssten im Grunde genommen 
Ausgleichszahlungen an diejenigen tätigen, die etwas für die Umwelt durch den Erhalt von ihren 
Bäumen tun. 
 
LSBD Greife erläutert, dass man gerade bei Antragstellern mit sehr großen Gärten die 
Baumschutzsatzung sehr großzügig ausgelegt habe. Das Argument mit den Steingärten hält er im 
Grunde genommen für berechtigt, es sei aber nicht möglich hier einzugreifen. 
 
RM Marius Thye berichtet, dass es innerhalb seiner Fraktion eine sehr kontroverse Diskussion zu 
diesem Thema gegeben habe. Entgegen seiner Fraktion räumt er dem Schutz der Eigentümer und 
deren Eigentumsrechte einen höheren Stellenwert ein. Er werde daher dem Antrag der CDU-Fraktion 
zustimmen. 
 
RM Kiesekamp erklärt, dass die Liberalen immer für den Bürokratieabbau stimmen werden. Daher 
werde man auch bei der Baumschutzsatzung versuchen, die Bürokratie weiter einzudämmen. Man 
habe mit seinem Koalitionspartner Absprachen getroffen und diese will man halten. In der 
Vergangenheit sind auch viele Bäume auf öffentlichem Grund, die den Schutzstatus nicht erfüllt 
hatten, gefällt worden. Gründe dafür gab es immer: Straßensanierungen, angehobene Parkgitter, 
Steine oder Gehwege. Immer wieder wurden die alten Bäume gefällt und neue anderen Stelle 
gepflanzt. Deswegen konnten auch nie Baumdenkmäler entstehen. 
  
RM Quebbemann nimmt Stellung zu der Frage, ob sich die Baumschutzsatzung bewährt hat. 
Wie berichtet, hat es in der Vergangenheit 59 Fälle gegeben, davon wurden 42 genehmigt. Es 
verbleiben 17 Fälle, von denen man die Zahl der prophylaktisch gefällten Bäume abziehen müsse. Es 
sei klar, dass sofern man zukünftig geplant hat einen Baum zu fällen und darum weiß, dass sich ein 
Baum kurz vor der Überschreitung der 100 cm Grenze befindet, jeder den Baum vorzeitig fällen 
würde, anstatt später dafür eine Genehmigung einzuholen. Des Weiteren sei die Frage um die 
Verwaltungsgerichtliche Entscheidung bislang nicht beantwortet worden, genauso wie mit der 
Zuständigkeit der Ersatzbepflanzung. 
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LSBD Greife erläutert, dass er in der nächsten Fachausschusssitzung gerne dazu vortragen wird, oder 
dem Rat eine schriftliche Antwort geben werde. Momentan habe er das Urteil nicht vor Augen. 
Darüber hinaus habe der Kläger das Klageverfahren haushoch verloren, aus diesem Grund hält er 
weiterhin an der Rechtmäßigkeit dieser Satzung fest. 
 
RV Brinkhus lässt über den Beschlussvorschlag des Antrages der CDU-Fraktion abstimmen. 
 
Abstimmungsergebnis:  11 Stimmen dafür 
    26 Stimmen dagegen 
 
 
RM Quebbemann schlägt vor, das Thema Baumschutzsatzung auf die nächste Tagesordnung des 
Rates zu setzen. 
 
 
 
TOP  9 Beantwortung von Anfragen  
 
Es liegt die Beantwortung zu der Anfrage von der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen zum Industrie- 
und Gewerbegebiet „Eiker Esch“ vor.  
 
RM Marius Thye fragt an, ob die Frage Nr. 2 im Hinblick auf die Arbeitskraft, also in Arbeitsstunden, 
Stellenanteilen etc. beantwortet werden kann. 
 
LSBD Greife berichtet, dass er dies zum jetzigen Zeitpunkt nicht beantworten könne, da nicht 
absehbar ist, wie schnell das Verfahren abläuft. Sofern es Gespräche mit Bürgerinitiativen gibt, ist 
fraglich wie umfänglich und häufig diese sind. Es besteht die Möglichkeit dies nach den 
Honorarkosten für Architekten zu berechnen, wobei dies profitorientiert sei. Er gehe von einem 
hohen fünfstelligen Betrag aus. Man werde nach Abschluss des Verfahrens versuchen, dies anhand 
der Stellenanteile zu erfassen.  
 
 
TOP  10 Anfragen und Anregungen  
 
RM Miriam Thye fragt an, wie der Stand der Dinge im Bereich der frühkindlichen Betreuung aussieht. 
 
ESTR Willems erklärt, dass in der letzten Sitzung des Ausschusses für Soziales und Sport ausführlich 
über die Bedarfssituation und den Planungen, die jetzt angegangen werden vorgetragen wurde. In 
der nächsten Sitzung des Ausschusses für Soziales und Sport wird ein Zwischenbericht abgegeben. 
 
 
TOP  11 Einwohnerfragestunde  
 
./.  
 
 
 
 
 
Pahlmann Roswitha Brinkhus Anna Maria Wernsing 
Bürgermeister Vorsitzende Protokollführerin 
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